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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Besteuerung von Geflüchteten aus der Ukraine 

Bei der in bestimmten Fällen drohenden Doppelbesteuerung von Einkünften von 
Geflüchteten aus der Ukraine zeichnet sich keine schnelle Änderung ab. In einer 
Sitzung des Finanzausschusses am 25. April 2023 beurteilten die Fraktionen 
einen Vorstoß der Deutsch-Ukrainischen Industrie- und Handelskammer zumeist 
kritisch. 

Hintergrund 

Die Kammer hatte Fälle von Geflüchteten geschildert, die auch nach ihrer Flucht 
weiter für Unternehmen in der Ukraine tätig sind und von dort Lohn beziehen, der 
in der Ukraine auch versteuert werde. Nach 183 Tagen Aufenthalt in Deutschland 
müssten diese Einkünfte auch in Deutschland versteuert werden. Trotz einer laut 
Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehenen Anrechnung der deutschen 
Steuern werde diese von den ukrainischen Behörden nicht gewährt. Die Kammer 
empfahl, in diesen Fällen wie bei Grenzgängern während der COVID-Zeit 
vorzugehen und keine Besteuerung in Deutschland vorzunehmen. Die aufgrund 
der Flucht erzwungenen Aufenthaltstage in Deutschland sollten als Arbeitstage in 
der Ukraine klassifiziert werden. 

Die Bundesregierung stellte dazu fest, dass in diesen Fällen nicht wie bei den 
Konsultationsvereinbarungen mit Nachbarländern während der COVID-Zeit 
vorgegangen werden könne. Denn eine Vereinbarung auf Verwaltungsebene 
könne auf Dauer kein Doppelbesteuerungsabkommen modifizieren. Es gebe auch 
keine Initiative aus der Ukraine dazu. Hilfen für die Ukraine sollten besser auf 
nichtsteuerlicher Ebene realisiert werden. 

Nach Angaben der SPD-Fraktion handelt es sich nicht um Einzelfälle. Es sollte 
überlegt werden, ob man nicht jenseits der Vorschläge der Kammer zu einer 
Lösung kommen könne. Die CDU/CSU-Fraktion vertrat den Standpunkt, eine 
Unterstützung der Ukraine sollte direkt aus dem Bundeshaushalt erfolgen und 
nicht über die Steuern. SPD- und Unionsfraktion regten an, nach einer 
gemeinsamen europäischen Lösung zu suchen. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen teilte die Einschätzung der Regierung, dass 
es nicht der richtige Weg sei, ein durch Gesetz beschlossenes 
Doppelbesteuerungsabkommen auf Verwaltungsebene zu ändern. Es sollte 
zusammen mit der Ukraine nach einer Lösung gesucht werden. Auch die FDP-
Fraktion unterstützte die Haltung der Regierung. Genauso wie die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen sprach sich auch die FDP-Fraktion für eine 
unbürokratische Lösung aus. 

Die AfD-Fraktion gab zu bedenken, dass die Betroffenen nicht freiwillig hier sein. 
Das unterscheide sie von den anderen Fällen. Der unfreiwillige Aufenthalt sei 
nicht ohne weiteres als Wechsel des Wohnsitzes anzusehen. 
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Die Fraktion Die Linke teilte grundsätzlich die Rechtsauffassung der Regierung. 
Ukrainische Staatsbürger sollten besser über die steuerlichen Fragen informiert 
werden. Außerdem empfahl die Fraktion, mit der Ukraine Gespräche zu dem 
Thema aufzunehmen. 

Fundstelle 

hib, heute im bundestag Nr. 304/2023 vom 26. April 2023.  

https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-945106
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 4. Mai 2023 

 
 
Neben dem Vorerben kann auch der Nacherbe den Pauschbetrag 
für Erbfallkosten nach § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG in Anspruch 
nehmen. 
Der Abzug des Pauschbetrags setzt nicht den Nachweis voraus, 
dass zumindest dem Grunde nach tatsächlich Kosten angefallen 
sind (Änderung der Rechtsprechung). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für ein Hausnotrufsystem, das im Notfall lediglich den Kontakt zu 
einer 24-Stunden-Servicezentrale herstellt, die soweit erforderlich 
Dritte verständigt, kann die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 
Satz 1 Alternative 2 EStG nicht in Anspruch genommen werden 
(Abgrenzung vom Senatsurteil vom 03.09.2015 - VI R 18/14, BFHE 
251, 435, BStBl II 2016, 272).  
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 027/23. 
 
 
 
 
 
 
 
Geleistete Anzahlungen sind jedenfalls dann keine "anderen 
Forderungen" i.S. von § 13b Abs. 2 Satz 2 Nr. 4a ErbStG a.F., 
wenn sie nicht für den Erwerb von Verwaltungsvermögen geleistet 
wurden. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 3/20: 
Erbfallkostenpauschale 
für den Nacherben 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Februar 2023 
 

Urteil VI R 7/21: 
Aufwendungen für ein 
Hausnotrufsystem - 
keine Steuerer-
mäßigung nach § 35a 
EStG 
 
 
 
 
 
15. Februar 2023 
 

 

 
Urteil II R 36/20: 
Geleistete 
Anzahlungen als 
Verwaltungsvermögen 
i.S. des § 13b ErbStG 
 
 
 
 
 
 
1. Februar 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310091/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310094/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-steuerermaessigung-nach-35a-estg-fuer-aufwendungen-fuer-ein-hausnotrufsystem-ohne-sofort-hilfe/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310092/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss VII R 54/20: Verwendung von Biogas zur Erzeugung von Strom 
17. Januar 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 10/18: Vermietung von Ferienwohnungen; eigennützige 
Treuhand - Die Entscheidung wurde nachträglich zur amtlichen 
Veröffentlichung bestimmt; sie war seit dem 27.08.2020 als NV-
Entscheidung abrufbar 
28. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Kein Abzug sog. finaler ausländischer Betriebsstättenverluste 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil eine für international 
tätige deutsche Unternehmen wichtige Entscheidung getroffen. Danach können 
inländische Unternehmen Verluste aus einer im EU-Ausland belegenen 
Niederlassung nicht steuermindernd mit im Inland erzielten Gewinnen 
verrechnen, wenn nach dem einschlägigen Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung für die ausländischen Einkünfte kein deutsches 
Besteuerungsrecht besteht. Das gilt auch dann, wenn die Verluste im Ausland 
steuerrechtlich unter keinen Umständen verwertbar und damit „final“ sind (sog. 
finale Verluste). Dies verstößt nicht gegen das Recht der Europäischen Union. 
Sachverhalt 
In dem vom BFH entschiedenen Fall hatte eine in Deutschland ansässige Bank 
im Jahr 2004 in Großbritannien eine Zweigniederlassung eröffnet. Nachdem die 
Zweigniederlassung jedoch durchgehend nur Verluste erwirtschaftet hatte, wurde 
sie im Jahr 2007 wieder geschlossen. Da die Filiale niemals Gewinne erzielt 
hatte, konnte die Bank die in Großbritannien erlittenen Verluste dort steuerlich 
nicht nutzen. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH führte aus, dass die Verluste auch in Deutschland nicht nutzbar sind. 
Denn nach dem einschlägigen Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung unterliegen Betriebsstätteneinkünfte aus Großbritannien nicht 
der deutschen Besteuerung. Entscheidend ist dabei die sog. Symmetriethese, 
nach der die abkommensrechtliche Steuerfreistellung ausländischer Einkünfte 
sowohl positive als auch negative Einkünfte, also Verluste, umfasst. 
Vergleichbare Regelungen enthalten eine Vielzahl der von Deutschland 
abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen. 
Wie der BFH nach Anrufung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) 
weiter entschied, verstößt dieser Ausschluss des Verlustabzugs auch im Hinblick 
auf sog. finale Verluste nicht gegen das Unionsrecht. 
Ursprünglich gingen allerdings sowohl der EuGH als auch der BFH davon aus, 
dass aus Gründen der unionsrechtlichen Niederlassungsfreiheit ein Verlustabzug 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310095/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310093/
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möglich ist, wenn und soweit der Steuerpflichtige nachweist, dass die Verluste im 
ausländischen Betriebsstättenstaat „final“ sind. Das EuGH-Urteil Timac Agro 
Deutschland vom 17. Dezember 2015, C-388/14 war sodann vom BFH (Urteil 
vom 22. Februar 2017, I R 2/15, Pressemitteilung Nr. 031/17) als Aufgabe dieser 
Rechtsprechung verstanden worden. Nachdem jedoch aufgrund weiterer EuGH-
Entscheidungen daran Zweifel aufgekommen waren, hatte der BFH den EuGH 
erneut zur Klärung angerufen. Dieser hat mit Urteil W vom 22. September 2022, 
C-538/20 (siehe unseren Blogbeitrag) sein Urteil Timac Agro Deutschland –und 
damit im Ergebnis die Aufgabe der früheren Rechtsprechung– bestätigt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 22. Februar 2023 (I R 35/22 (I R 32/18)), veröffentlicht am 27. 
April 2023, vgl. die Pressemitteilung 024/23. 
 
Erweiterte Kürzung: Keine teleologische Reduktion im Fall von 
Sondervergütungen an nicht der Gewerbesteuer unterliegende 
Mitunternehmer 
§ 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG ist auch dann anzuwenden, wenn der die 
Sondervergütung beziehende Gesellschafter nicht der Gewerbesteuer unterliegt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Hintergrund 
Aufgrund der so genannten erweiterten Kürzung unterliegen Erträge von 
Grundstücksunternehmen, soweit sie aus der Verwaltung und Nutzung eigenen 
Grundbesitzes resultieren, im Ergebnis nicht der Gewerbesteuer. Die erweiterte 
Kürzung gilt gemäß § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a Gewerbesteuergesetz (GewStG) nicht 
für bestimmte Sondervergütungen, die das Grundstücksunternehmen an seine 
Gesellschafter zahlt. Durch diesen Ausschluss sollen Gestaltungen verhindert 
werden, bei denen ein gewerbesteuerpflichtiger Dritter eine Gesellschafterstellung 
begründet, damit Zahlungen der Grundstücksgesellschaft an ihn in den 
Kürzungsumfang einbezogen werden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 
auch dann anzuwenden ist, wenn der Empfänger der Sondervergütungen nicht 
der Gewerbesteuer unterliegt. 
Klägerin des Verfahrens war eine grundstücksverwaltende GmbH & Co. KG. Im 
Streitjahr 2016 fielen bei ihr Aufwendungen für die Verzinsung von 
Darlehenskonten i.H.v. ca. 72.000 Euro an, die bei ihren Gesellschaftern als 
Sonderbetriebseinnahmen erfasst wurden. Diese Zinsaufwendungen entfielen 
i.H.v. ca. 66.000 Euro auf ihren Mehrheitskommanditisten, der nicht 
gewerbesteuerpflichtig war. 
Das beklagte Finanzamt qualifizierte die Zinsen in voller Höhe als Vergütungen 
i.S.d. § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG und versagte insofern eine erweiterte 
Kürzung bei der Ermittlung des Gewerbeertrags der Klägerin. 
Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte keinen 
Erfolg (siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233652/update-eugh-kein-abzug-finaler-auslaendischer-betriebsstaettenverluste-bei-dba-freistellung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310086/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-abzug-sog-finaler-auslaendischer-betriebsstaettenverluste/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228635/ausschluss-der-erweiterten-kuerzung-nach-9-nr.-1-satz-5-nr.-1a-gewstg-gilt-auch-wenn-der-gesellschafter-nicht-gewerbesteuerpflichtig-ist/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Bei der Klägerin handelt es sich um eine gewerblich geprägte 
Personengesellschaft i.S. des § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG. Ihr Betrieb unterliegt daher 
nach § 2 Abs. 1 GewStG unabhängig von der Art der ausgeübten Tätigkeit der 
Gewerbesteuer. 
Ob § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG auch dann zur Anwendung gelangt, wenn der 
Vergütungsempfänger nicht der Gewerbesteuer unterliegt und § 9 Nr. 2 GewStG 
damit nicht zur Anwendung kommen kann, ist umstritten. Nach der wohl 
überwiegenden Literaturmeinung ist die Norm in diesem Fall aufgrund ihres 
überschießenden Charakters teleologisch zu reduzieren. Nach anderer 
Auffassung ist der Wortlaut des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG eindeutig und 
einer teleologischen Reduktion nicht zugänglich. 
Der erkennende Senat hält § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG auch dann für 
einschlägig, wenn der Vergütungsempfänger nicht der Gewerbesteuer unterliegt. 
Der Wortlaut des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a Satz 1 GewSt setzt allein "Vergütungen 
im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes" voraus, "die der Gesellschafter von der Gesellschaft 
für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft oder für die Hingabe von Darlehen 
oder für die Überlassung von Wirtschaftsgütern, mit Ausnahme der Überlassung 
von Grundbesitz, bezogen hat". Dass der Gesellschafter als 
Vergütungsempfänger der Gewerbesteuer unterliegt, verlangt die Norm nicht. 
Auch Sinn und Zweck der Norm sowie historische Erwägungen rechtfertigen 
keine einschränkende Auslegung. Systematische Erwägungen, die für das 
gegenteilige Auslegungsergebnis sprechen, sind ebenfalls nicht ersichtlich. 
Entgegen der Auffassung der Klägerin und der zuvor zitierten überwiegenden 
Literaturmeinung kann § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG in den Fällen, in denen 
der Vergütungsempfänger nicht der Gewerbesteuer unterliegt, auch nicht 
teleologisch reduziert werden. 
In Anwendung dieser Grundsätze hat die Vorinstanz zu Recht entschieden, dass 
die Sondervergütungen nach § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG nicht der 
erweiterten Kürzung unterliegen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 9. März 2023 (IV R 25/20), veröffentlicht am 27. April 2023. 

 

 
 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310087/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 2. Mai 2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
Talk am Abend – Betriebsverpachtung 
Präsenzveranstaltung, Essen 10.05. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/talk-essen
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237080/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-2.-mai-2023/?download=233067
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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